
Berliner Appell der 60.000 
 
 
 

Sehr geehrte Bundestagsabgeordnete, 

mit Sorge verfolgen wir die aktuellen Überlegungen einer kleinen Gruppe von 
Bundestagsabgeordneten aus mehreren Bundestagsfraktionen, die erneut eine 
gesetzliche Regelung der Suizidhilfe anstreben. Als Patientenschutz- und 
Bürgerrechtsorganisation setzt sich die Deutsche Gesellschaft für Humanes Sterben 
(DGHS) mit über 60.000 Mitgliedern seit mehr als 45 Jahren für ein selbstbestimmtes 
und humanes Leben und Sterben ein.  

Wir möchten daran erinnern: Das Recht auf Suizidhilfe ist grundgesetzlich geschützt 
– sofern der Wille frei gebildet und die Tragweite der Entscheidung erkannt werden. 

Wir appellieren an Sie, sich über den Status quo und die heutige gute Praxis der 
Freitodbegleitung zu informieren. Denn: 

• Es gibt keine rechtliche Grauzone 
• Missbrauch wird auch heute schon mit dem Strafrecht geahndet 
• 84 Prozent der Deutschen befürworten die Möglichkeit der Freitod-

Begleitung 
• Organisationen wie die DGHS stellen mit ihrem vierstufigen Schutzkonzept 

ein rechtlich einwandfreies Verfahren sicher – das belegen mehr als 2.300 
Freitodbegleitungen ohne gerichtliche Beanstandungen. 

Wir laden Sie ein: Hören Sie Angehörigen zu, die ihre Liebsten bei ihrem Freitod begleitet 
haben. Kommen Sie mit Ärzt:innen oder Pfleger:innen ins Gespräch, von denen viele 
sagen: Freitodbegleitung ist eine Option, die es zu bedenken gilt. Suchen Sie den 
Kontakt zu Menschen, die erleichtert sind, frei über ihr Lebensende entscheiden zu 
können.  

Für uns ist klar:  

• Wir stehen für echte Wahlfreiheit am Lebensende.  
• Wir unterstützen ein Suizidpräventionsgesetz, das vulnerable Gruppen schützt. 

Aber: Menschen, die freiverantwortlich über ihren Tod entscheiden, gehören 
nicht dazu.  

Deshalb: Lassen Sie uns miteinander sprechen. Wir freuen uns auf die Diskussion mit 
Ihnen.  

Zu Ihrer Information legen wir Ihnen eine aktuelle Publikation bei, in der u.a. einzelne 
Fall-Beispiele die heutige Praxis beleuchten.  

Seien Sie herzlich gegrüßt, 

Prof. Robert Roßbruch, Präsident der DGHS 


